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DIE ARBEITSBEDINGUNGEN DER WEIBLICHEN

ANGESTELLTEN IM SPIEGEL DER GEWERBEAUFSICHT.

Die eben erschienenen „Jahresberichte der preußischen Gewerbeaufsichtsbeamten für

1930" zeigen, wie die Wirtschaftslage die Arbeitsbedingungen der Angestellten un¬

günstig beeinflußt hat. Vor allen Dingen haben die Verstöße gegen die Arbeitszeit

erschreckend zugenommen, die Unternehmer waren bestrebt, mit dem eingeschränkten
Personal das gleiche Arbeitspensum unter Verlängerung der Arbeitszeit zu bewältigen.
Die Überschreitungen wurden, wie viele Bezirke melden, ganz besonders bei

weiblichen Angestellten festgestellt. Dabei haben sich, das wird in vielen

Fällen betont, die Angestellten oft gescheut, diese zum Teil unerhörte Ausnutzung anzu¬

zeigen, um sich nicht der Gefahr eines Verlustes ihrer Stellung auszusetzen. Fast alle

Bezirke melden, daß die in den Tarifen gegebene Möglichkeit, die Arbeitszeit zu einer

Höchstgrenze zu verlängern, überall voll ausgenutzt und überschritten worden ist.

Wie sieht demnach der Achtstundentag der weiblichen Angestellten
in der Wirklichkeit aus? Dafür einige Beispiele: Königsberg meldet die tariflich mög¬
liche 54-Slunden-Woche, dazu täglich eine halbe Stunde Aufräumearbeiten, also 9%

Stunden Beschäftigungszeit. In Gumbinnen wird täglich 9, in Tilsit 10 Stunden gearbeitet.
In Erfurt war im Einzelhandel durchweg die 60-Stunden-Woche durchgeführt. Das

Pflegepersonal der Heilanstalten in Magdeburg arbeitet dauernd 60 Stunden

wöchentlich. Frankfurt meldet die Ausnutzung und Überschreitung der 54-Stunden-

Woche. Berlin berichtet, daß Verkäuferinnen monatelang 11—12 Stunden und

mehr ohne geregelte Pausen beschäftigt wurden. Besonders in der Bekleidungs¬
industrie haben sich die Beschwerden über die tariflich zulässige Höchstarbeitszeit

(10 Slunden) außerordentlich gehäuft, auch in den Büros der Handelsunternehmen waren

diese Fälle besonders häufig. Ein Buchdruckereibesitzer, der das weibliche Personal

fortlaufend über 13 Stunden beschäftigte, wurde bestraft. Desgleichen ein Geschäfts¬

führer in Koblenz, der Angestellte sogar über 19 Stunden beschäftigt hattel Eine Kölner

Firma hatte ihre Angestellten wochenlang täglich 12 und mehr Stunden arbeiten lassen.

In Liegnitz mußten Angestellte bis 12 und 1 Uhr nachts im Betriebe tätig sein. Diese

Beispiele sind leicht zu vermehren. Ein erschreckendes Bildl

Von der Lehrlingszüchterei gibt Münster ein krasses Beispiel: im münsteri¬

schen Handelsgewerbe sind neben 2767 weiblichen Angestellten 2260 weibliche Lehrlinge

beschäftigt, fast auf jede Angestellte entfällt ein Lehrlingl In den

Kleinhandelsgeschäften sind 60% aller weiblichen Angestellten Lehrlinge. Die Inhaberin

einer Konfektionsfirma in Berlin ließ sich von den jungen Mädchen für die sogenannte

Ausbildung sogar noch Geld zuzahlen, das einem der Lehrmädchen nach Klage vor dem

Arbeitsgericht zurückerstattet werden mußte.



Zur Rationalisierung in den weiblichen Angestelltenberufen
wird von Aachen berichtet, daß der 9. Teil der an Buchhaltungsmaschinen Beschäftigten
eine doppelt so hohe Zahl von Krankheitstagen aufwies als die übrigen Angestellten.
In Düsseldorf entlohnte eine Firma ihre Maschinenschreibe rinnen nach

einem Prämiensystem, bei dem das Gehalt nach der über die Mindestleistung
von 425 Zeilen täglich hinausgehenden Zeilenzahl gestaffelt wird. Angeblich soll man

damit die besten Erfahrungen gemacht haben, ohne daß nachteilige Gesundheits¬

wirkungen dieses Akkordsystems zu beobachten gewesen seien.

URTEILE UND ENTSCHEIDUNGEN.

Anrechnung des Einkommens von Angehörigen in der Krisenfürsorge. Einer Arbeit¬

nehmerin war die Krisenunterstützung abgelehnt worden, weil ihr verdienender Sohn mit

im Haushalt lebte. Das Reichsversicherungsamt hat ihr in einer grundsätzlichen Ent¬

scheidung (Nr. 4082, abgedruckt Reichsarbeitsblatt 1931 Nr. 15) die Unterstützung wieder

zugesprochen, als der Sohn die Wohnung bei der Mutter aufgab. Der Wortlaut des Ge¬

setzes gab keine Handhabe für die Versagung der Unterstützung auch „wenn unzweifel¬

haft nachgewiesen ist, daß die gemeinsame Wohnung nur aufgegeben ist, um die Krisen¬

unterstützung zu erhalten".

Aufrechterhaltung der Anwartschaft in der Angestelltenversicherung während der

Arbeitslosigkeit. Das Reichsversicherungsamt ist leider aus formellen Gründen nicht zu

der Entscheidung einer sehr wichtigen Frage gekommen: Eine arbeitslose Angestellte
brauchte zur Erhaltung ihrer Anwartschaft in der Angestelltenversicherung noch fünf

Beiträge. Auf ihr "Ersuchen hat das Arbeitsamt jedoch nur drei Beiträge bezahlt, weil die

beiden anderen für Monate zu leisten wären, in denen die Angestellte keinen Anspruch
mehr auf Arbeitslosenunterstützung hatte. (Grundsätzliche Entscheidung 4099, abge¬
druckt Reichsarbeitsblatt 1931, Nr.15).

Wer bezahlt die Verpflegungskosten eines neugeborenen Kindes? Eine Schwangere
war zur Entbindung von ihrer Krankenkasse in ein Krankenhaus eingewiesen worden.

Die Krankenkasse weigerte sich aber, die Verpflegungskosten des Neugeborenen mit zu

übernehmen, weil dafür die Krankenkasse des Ehemanns aufkommen müsse. Das

Reichsversicherungsamt hat (in der grundsätzlichen Entscheidung Nr. 4068, abgedruckt
Reichsarbeitsblatt 1931, Nr. 15) entschieden, daß die Pflegekosten des Säuglings einen

Teil der Wochenhilfe darstellen und deshalb von der Krankenkasse der Frau zu

bezahlen sind.

Dauerangestellte im Arbeitsamt. Das Reichsarbeitsgericht hat am 14. Januar 1931

(RAG. 433/30, abgedruckt Bensheimer Sammlung Bd. 11, S.x573) entschieden, daß eine

bisher bei einem Arbeitsnachweis beschäftigte „Dauerangestellte mit beamtenmäßigen

Bezügen" durch Übernahme in den Dienst der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und

Arbeitslosenversicherung nur eine „beamten ähnliche" aber nicht „beamten gleiche"
Stellung erhielt. Das bedeutet, daß sie Angestellte bleibt und für ihre Einreihung die

Vergütungsgruppe der Vergütungsordnung des Tarifvertrages für die An¬

gestellten und Beamten der Reichsanstalt vom 29. 12. 1927 und nicht die B e -

soldungsgruppe der Besoldungsordnung zur Dienstordnung für Angestellte
und Beamte der Reichsanstalt vom 31. 1./30. 4. 1928 in Frage kommt. (O heiliger
Bürokratius 1)

UMSCHAU.

Zar Verschiebung von Männer- und Frauenarbeit bei den Angestellten. Zu dieser in

der letzten Nummer der „Rundschau" berichteten Frage tragen wir zur Ergänzung nach:



In Gelsenkirchen hat, nach den Berichten der preuß. Gewerbeaufsichtsbeamten für 1930,
eine besondere Zählung ergeben, daß die männlichen Angestellten von 1925—30 um 14%
zurückgegangen, die weiblichen um 32% angestiegen sind. Die hauptsächliche
Einbuße der männlichen Angestellten liegt im Bergbau, in der Industrie und im Bau¬

gewerbe, also ausgesprochenen Männerberufen. Im Handel dagegen ist die Zahl der
männlichen Angestellten seit 1925 um 10%, die der weiblichen um 59% gestiegen! Der
Bericht erwähnt aber auch, daß in den Kleinhandelsgeschäften 60% aller weib¬

lichen Angestellten Lehrlinge seien!

Nach den Berichten des Direktoriums der Reichsversicherungsanstalt
für Angestellte hat der Frauenanteil der versicherten Angestellten von 38,2%
Mitte 1925 auf 40,57% zu Ende 1928 zugenommen. Für später bringen die

Berichte leider keine Aufgliederung mehr nach den Geschlechtern getrennt. Wieweit
hier eine Zunahme des Versicherungskreises oder eine Zunahme des Frauenanteils bei
den Angestellten vorliegt, läßt sich nicht erkennen.

Reichsarbeitsminister und Doppelverdiener. Die Stellungnahme der Gutachter¬
kommission zur Doppelverdienerfrage hat sich jetzt der Reichsarbeitsminister zu eigen
gemacht: eine Änderung der Gesetzgebung ist nunmehr erledigt und die Entscheidung
Arbeitgebern und Betriebsräten zugewiesen. Die verheirateten Frauen sind nicht mehr

als Doppelverdienerinnen erwähnt; ihnen gegenüber ist jedoch der Beschluß: „mit
Rücksicht auf ihr berufliches Fortkommen sollen Arbeitnehmer, deren Eltern ein

gesichertes Einkommen haben, nicht schon deshalb durch die vorgeschlagenen Maß¬

nahmen getroffen werden" nicht ganz gerechtfertigt. Denn wenn der Minister bei Ein¬

stellungen und Entlassungen die „soziale Lage ausschlaggebend berück¬

sichtigt" wünscht, so befinden sich zweifellos die arbeitenden Ehefrauen zum aller¬

größten Teil in sozial schlechteren Verhältnissen als Arbeitnehmer mit wohlhabenden
Eltern. Im Übrigen heißt es: „So wünschenswert es ist, wenn Doppelverdiener durch

andere Arbeitnehmer ersetzt werden, so würde es nicht zum Vorteil der Wirtschaft

sein... wenn durch unvorsichtiges Vorgehen einzelner Betriebsvertretungen oder Arbeit¬

geber eine allgemeine Beunruhigung in den Belegschaften erzeugt würde".

Faschisten und Frauenarbeit. Nach dem Bericht eines faschistischen Gewerkschafts¬
sekretärs haben (so berichten die „Sozialistischen Monatshefte"), die Verbände der im

Handel beschäftigten Arbeitnehmer in Italien beschlossen, daß bei Ab¬

schluß oder Erneuerung von Tarifverträgen der Abzug für Frauen wegfallen
soll, um durch gleichen Lohn die Einstellung von Frauen als weniger anreizend

zu beschränken. Allerdings verteidigt das Blatt der faschistischen Gewerkschaften,
der Lavoro Fascista, in einem Aufsatz vom 23. April die „historische und sittliche

Notwendigkeit der Frauenarbeit".

Übrigens hat auch die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiter¬

partei, die lauteste Feindin der Frauenarbeit, auf eine Anfrage des Verbandes „Die
verheiratete Lehrerin" geantwortet: „Unter den gegebenen Verhältnissen kann die

NSDAP, dem Abbau der verheirateten Beamtinnen nicht zustimmen".

Auswechselung von Frauen- durch Männerarbeit. In dem ersten Gutachten der Brauns-

Kommission zur Arbeitslosenfrage hieß es: „Vom Standpunkt der Wirtschaft ist festzu¬

stellen, daß in bestimmten Berufsgruppen die Frauenarbeit eine absolute Not¬

wendigkeit darstellt, und daß bei ihrer Ausschaltung ein entsprechender gleich¬
wertiger Ersatz nicht zu finden sein wird (Landwirtschaft, Textilindustrie). Weder die

Art der Arbeit noch die Lohnhöhe lassen den Ersatz von Frauenarbeit möglich erscheinen.

Auch sonstige Frauen können nicht ohne weiteres als Ersatz eingefügt werden." In einer

Polemik über das Gutachten in der Zeitschrift „Wirtschaftsdienst" (1931 Nr. 15 u. 21)



zwischen E. Bandmann und Prof. E. Heimann wird auch diese Frage näher untersucht.

Bandmann schreibt: „So würde zweifelsohne eine Auftragsenkung eintreten, wenn plötz¬

lich überall Stenotypistinnen, die 125 bis 150 RM. Monatsgehalt beziehen, durch Männer

mit 250 RM. Monatsgehalt ersetzt werden müßten ... Genau so, wie nicht plötzlich an

Stelle von Frauengehältern Männergehälter gezahlt werden können, ist es nicht möglich,

die vielen vorhandenen Halb- und Viertelbeschäftigungen (Theaterkassiererinnen, Platz¬

anweiserinnen), die die sogenannten Doppelverdiener meistens innehaben, in volle Stellen

zu verwandeln". Dagegen setzt Heimann, daß die Kommission keineswegs die Unersetz¬

barkeit der Frauenarbeit durch doppelt so hoch bezahlte Männerarbeit übersehen hat,

sondern in dem Ersatz verheirateter Frauen aus einer verdienenden Familie durch

unverheiratete nicht Ausschaltung, sondern Einfügung von Frauen befürwortet: „denn

es ist nun einmal Tatsache, daß diese Frage (des Doppelverdienertums) breiteste Kreise

auf das Äußerste erregt, und zwar bezeichnenderweise nicht dort, wo das bestehende

System grundsätzlich bekämpft wird, sondern im Mittelstand ... Das Problem aber würde

voraussetzen, daß man in der Art einer ständisch gestuften oder kommunistischen Ge¬

sellschaft genau feststeUen kann, wieviel ein Mensch oder eine Familie verdienen darf".

INTERNATIONALE TAGUNGEN.

Das Internationale gewerkschaftliche Frauenkomitee tagte am 7. Juni in Lausanne

mit dem Hauptthema „Die Entwicklung der Frauenarbeit in der Wirtschaft" (Referentin

Gertrud Hanna). In den Leitsätzen für die Verhandlungen heißt es u. a.: „Die Krise, die

durch die Frauenerwerbsarbeit entstanden ist (?), läßt sich nicht durch den Kampf gegen

die Frauenerwerbsarbeit überwinden". Für die zukünftige Arbeit des Komitees werden

gründlichere Informationen über die Arbeitsbedingungen der Frauen in den veschiedenen

Ländern gewünscht. Wenn möglich, soll unmittelbar vor der Ausschußsitzung des IGB

Anfang 1932 eine Internationale Arbeiterinnenkonferenz einberufen werden. — Es ist be¬

dauerlich, daß die weiblichen Angestellten auf diesen wichtigen Kongressen meistens

nicht besonders vertreten sind.

Auf der Internationalen Arbeitskonferenz, die vom 28. Mai bis 18. Juni in

Genf stattfand, konnte durch geschlossenes Auftreten der Arbeitnehmervertreter eine

Änderung (und Verschlechterung) des Washingtoner Abkommens über die Nachtarbeit

der Frauen verhindert werden. Die Arbeitnehmer betonten, daß auch die weiblichen

Angestellten von dem Übereinkommen erfaßt werden müssen. Die Notwendigkeit, der

Frauenerwerbsarbeit im Internationalen Arbeitsamt größere Beachtung zu schenken,

wurde allgemein anerkannt und vom Direktor zugesagt.

Die Internationale sozialistische Frauenkonferenz wird vom 23.—25. Juli, un¬

mittelbar vor der Sozialistischen Arbeiterinternationale, zusammentreten und über

folgendes Programm beraten: I. Die Frau in der Wirtschaft: 1. Die Frau in

Industrie und Handel, insbesondere die Wirkung der Rationalisierung auf die

Frauenarbeit (Referentin Blatny, Tschechoslowakei). 2. Die Frau in der Landwirtschaft

Peletier, Holland). 3. Die Frau im Haushalt, Hausfrau und Hausangestellte (Blume,

Belgien, und Adamson, England). II. Die Wirkung der politischen Reaktion auf die

Freiheit der Frau (Sender, Deutschland). III. Die Fortschritte der sozialistischen

Frauenbewegung seit der Brüsseler Frauenkonferenz 1928 (Popp, Österreich). — Be¬

sonders der 1. Punkt ist für die weiblichen Angestellten von Interesse. Die deutschen

Mitglieder des International. Frauenkomitees (Juchacz, Sender, Hanna) haben dazu die

auf dem Parteitag in Leipzig angenommene Resolution zur Frauenerwerbsarbeit (vgl.

Rundschau Nr. 5) vorgelegt.
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